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Entscheidungsdatum

19.02.2026
Norm

AsylG 2005 85
BFA-VG 817
B-VG Art133 Abs4
FPG 8§61
1. AsylG 2005 § 5 heute
AsylG 2005 § 5 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 §& 5 giltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

AW

BFA-VG 8 17 heute

BFA-VG & 17 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
BFA-VG § 17 gultig ab 01.11.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

BFA-VG & 17 gultig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
BFA-VG & 17 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
BFA-VG & 17 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

IS L o e

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 guiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

SO 0 e N oA WD

-

—

. FPG 861 heute
2. FPG 8§ 61 guiltig ab 01.10.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 106/2022
3. FPG § 61 giiltig von 01.06.2016 bis 30.09.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
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4. FPG § 61 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
5. FPG 8 61 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
6. FPG § 61 gtiltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
7. FPG 8§61 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2011

Spruch

’

W165 2133083-2/5Z
W165 2335225-1/4Z
W165 2335230-1/4Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. llse LESNIAK Uber die Beschwerden von 1. XXXX , geb.
XXXX ;2. XXXX , geb.XXXX und 3. XXXX ; Geb. XXXX , alle StA. Russische Fdderation, die minderjahrige
Drittbeschwerdeflhrerin gesetzlich vertreten durch die Kindesmutter XXXX , alle vertreten durch die Bundesagentur
fur Betreuungs- und Unterstitzungsleistungen GmbH (BBU GmbH), gegen die Bescheide des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 24.01.2026, Zlen. 1104873503/251497417 (1.), 1455235300/251497395 (2.) und
1455230010251497425 (3.), beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. llse LESNIAK
Uber die Beschwerden von 1. rémisch 40, geb. rémisch 40, 2. romisch 40, geb. rémisch 40 und 3. romisch 40; Geb.
réomisch 40, alle StA. Russische Foderation, die minderjahrige Drittbeschwerdefihrerin gesetzlich vertreten durch die
Kindesmutter romisch 40, alle vertreten durch die Bundesagentur fir Betreuungs- und Unterstiitzungsleistungen
GmbH (BBU GmbH), gegen die Bescheide des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 24.01.2026, Zlen.
1104873503/251497417 (1.), 1455235300/251497395 (2.) und 1455230010251497425 (3.), beschlossen:

A)

Den Beschwerden wird gemaf38 17 BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt.Den Beschwerden wird gemaf
Paragraph 17, BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Begrindung:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

Mit den angefochtenen Bescheiden wurden I. die Antrage der Beschwerdeflhrerinnen auf internationalen Schutz vom
12.11.2025 ohne in die Sache einzutreten gemaR8§ 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzuldssig zuruckgewiesen und
ausgesprochen, dass fur die Prifung der Antrage gemald Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin 11I-VO Kroatien zustandig sei und
wurde Il. gemaR 8 61 Abs. 1 Z 1 FPG gegen die Beschwerdeflihrerinnen die Aul3erlandesbringung angeordnet und
demzufolge gemalR§ 61 Abs. 2 FPG deren Abschiebung nach Kroatien fur zulassig erklartMit den angefochtenen
Bescheiden wurden rémisch eins. die Antrage der Beschwerdefuhrerlnnen auf internationalen Schutz vom 12.11.2025
ohne in die Sache einzutreten gemald Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005 als unzulassig zurlckgewiesen und
ausgesprochen, dass fur die Prufung der Antrage gemald Artikel 18, Absatz eins, Litera b, Dublin llI-VO Kroatien
zustandig sei und wurde romisch zwei. gemall Paragraph 61, Absatz eins, Ziffer eins, FPG gegen die
Beschwerdefiihrerinnen die AulRerlandesbringung angeordnet und demzufolge gemal3 Paragraph 61, Absatz 2, FPG

deren Abschiebung nach Kroatien flr zulassig erklart.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu A) Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung:

8 17 BFA-VG lautet:Paragraph 17, BFA-VG lautet:
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Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde

8 17. (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag auf
internationalen Schutz zurtickgewiesen wird undParagraph 17, (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde
gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag auf internationalen Schutz zurtickgewiesen wird und

1. diese Zurlckweisung mit einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme verbunden ist oder
2. eine durchsetzbare Rickkehrentscheidung bereits besteht

sowie der Beschwerde gegen eine Anordnung zur AuBBerlandesbringung gemaR8 61 Abs. 1 Z 2 FPG jeweils binnen
einer Woche ab Vorlage der Beschwerde von Amts wegen durch Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen,
wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den
die aufenthaltsbeendende Malinahme lautet, eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. In der Beschwerde gegen den in der
Hauptsache ergangenen Bescheid sind die Grinde, auf die sich die Behauptung des Vorliegens einer realen Gefahr
oder einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit gemal Satz 1 stutzt, genau zu bezeichnen. § 38
VwGG gilt.sowie der Beschwerde gegen eine Anordnung zur AulRerlandesbringung gemal Paragraph 61, Absatz eins,
Ziffer 2, FPG jeweils binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde von Amts wegen durch Beschluss die
aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die aufenthaltsbeendende Malinahme lautet, eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK, Artikel 8, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. In der
Beschwerde gegen den in der Hauptsache ergangenen Bescheid sind die Griinde, auf die sich die Behauptung des
Vorliegens einer realen Gefahr oder einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit gemal3 Satz 1
stutzt, genau zu bezeichnen. Paragraph 38, VwWGG gilt.

(2) Uber eine Beschwerde gegen eine zuriickweisende Entscheidung nach Abs. 1 oder gegen eine Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemdR § 61 Abs. 1 Z 2 FPG hat das Bundesverwaltungsgericht binnen acht Wochen zu
entscheiden.(2) Uber eine Beschwerde gegen eine zurlickweisende Entscheidung nach Absatz eins, oder gegen eine
Anordnung zur AuBerlandesbringung gemdaf3 Paragraph 61, Absatz eins, Ziffer 2, FPG hat das
Bundesverwaltungsgericht binnen acht Wochen zu entscheiden.

(3) Bei der Entscheidung, ob einer Beschwerde gegen eine Anordnung zur AuBerlandesbringung die aufschiebende
Wirkung zuerkannt wird, ist auch auf die unionsrechtlichen Grundsatze der Art. 26 Abs. 2 und 27 Abs. 1 der Dublin-
Verordnung und die Notwendigkeit der effektiven Umsetzung des Unionsrechtes Bedacht zu nehmen.(3) Bei der
Entscheidung, ob einer Beschwerde gegen eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung die aufschiebende Wirkung
zuerkannt wird, ist auch auf die unionsrechtlichen Grundsatze der Artikel 26, Absatz 2 und 27 Absatz eins, der Dublin-
Verordnung und die Notwendigkeit der effektiven Umsetzung des Unionsrechtes Bedacht zu nehmen.

(4) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 1 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.(4) Ein Ablauf
der Frist nach Absatz eins, steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.”

Im vorliegenden Fall kann ohne nahere Prifung des Sachverhaltes nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen
werden, dass eine Abschiebung der Beschwerdeflihrerinnen eine reale Gefahr der Verletzung von Bestimmungen der
EMRK bedeuten wurde.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach
Art. 133 Abs. 4 erster Satz B-VG idF BGBI. | Nr. 51/2012 ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision
zuldssig, wenn sie von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt
oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
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beantwortet wird. Gemal3 Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der
Ausspruch ist kurz zu begriinden. Nach Artikel 133, Absatz 4, erster Satz B-VG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 51 aus 2012, ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn sie von der Losung
einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu l6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht
von der Lésung einer Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung abhangt. Im vorliegenden Fall ist die ordentliche Revision
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage
grundsatzlicher Bedeutung abhangt.
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